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Öffentliche Sitzung 
 
 
1 Eröffnung der Sitzung 

  
 Herr Oberbürgermeister Richrath eröffnet die öffentliche Sitzung und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
 
Er bittet den Rat, sich zu erheben, um des verstorbenen Ehrenringträgers der 
Stadt Leverkusen, Menachem Ariav, zu gedenken (Anlage 1 zur Nieder-
schrift). 
 
Anschließend erklärt Herr Oberbürgermeister Richrath, dass Herr Born für 
leverkusen.com eine Drehgenehmigung für die Sitzung beantragt hat. Da 
davon auszugehen ist, dass er die Gesamtaufnahme fast vollständig in lever-
kusen.com abspielen lässt und sie dauerhaft archiviert, also für jedermann 
auf Dauer einsehbar sein wird, beabsichtigt Herr Oberbürgermeister Richrath, 
über diesen Wunsch auf Drehgenehmigung abstimmen zu lassen. 
 
Zuvor erläutert er, dass Ratsmitglieder sowie Mitglieder der Verwaltung mit 
Ausnahme der Beigeordneten und des Oberbürgermeisters aufgrund des 
Schutzes ihrer Persönlichkeitsrechte im Einzelfall die Aufnahme ihrer Wort-
beiträge bzw. ihres Bildes verweigern können. Aus diesem Grund wird er 
nach einem positiven Beschluss über die Drehgenehmigung die Ratsmitglie-
der und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung fragen, wer von 
ihnen für sich die Aufnahme und den Mitschnitt seines Wortbeitrages bzw. 
seines Bildes ablehnt. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über den Antrag auf Drehgenehmi-
gung abstimmen. 
 
- einstimmig - 
 
Wie angekündigt fragt Herr Oberbürgermeister Richrath anschließend ab, ob 
jemand von Rat oder Verwaltung für sich den Mitschnitt der Sitzung ablehnt. 
Hierzu meldet sich niemand. 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) beantragt, den durch Nachtrag von der Ta-
gesordnung abgesetzten Tagesordnungspunkt 38 wieder auf die Tagesord-
nung zu nehmen. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath lässt hierüber abstimmen. 
 
dafür: 5 (3 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
dagegen: 36 (OB, 16 CDU, 11 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, Rh. Dietrich) 
Enth.: 1 (Soziale Gerechtigkeit) 
 



- 11 - 
 
 

 
Damit wird der Tagesordnungspunkt nicht wieder auf die Tagesordnung ge-
nommen. 
 
Rh. Eimermacher (CDU) bittet darum, einen neuen Tagesordnungspunkt 61 - 
„Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG) 
- Erdgasparallelleitung Waldsiedlung“ aufzunehmen, da sich der Rat hierzu 
wegen Fristablaufs am 18.10.17 heute befassen muss. Hiergegen erhebt sich 
kein Widerspruch. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über die Arbeitstagesordnung ein-
schließlich der beschlossenen Änderung abstimmen. 
 
- einstimmig - 
  

 
Angelegenheiten des Rates und der Rechnungsprüfung 
  

2 Niederschriften 
  

 Die Niederschriften über die öffentliche 29. Sitzung des Rates vom 31.08.17 
und über die 30. Sitzung des Rates vom 11.09.17 werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
  

 
3 Vorschlag für die En-bloc-Abstimmung 

  
 Beschluss: 

 
Der Rat beschließt die nachfolgenden Tagesordnungspunkte En-bloc: 
 
Öffentliche Sitzung Nummer 
 
 34   Tageseinrichtungen für Kinder in Leverkusen – Grund-

satzbeschluss über Neubau-, Anbau- und Umbaumaß-
nahmen zur Gewährleistung des Rechtsanspruchs und 
Erreichung einer bedarfsgerechten Versorgung von 
Kindern im Alter zwischen einem Jahr bis zum Schul-
eintritt 

2017/1790 

 
 41   Neue Antriebstechnologien und nachhaltige Attraktivie-

rung des ÖPNV 
- Antrag der CDU-Fraktion vom 06.09.17 

2017/1843 

 
 52   Einführung eines Baulandkatasters gem. § 200 Abs. 3 

Baugesetzbuch (BauGB) 
2017/1714 
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 56   Leistungserweiterung Rheinisch-Bergischer Kreis auf 

der Linie 260 - Fortschreibung NVP 
2017/1821 

 
- einstimmig - 
  

 
4 Beratendes Mitglied des Beirates für Menschen mit Behinderungen in der Stadt 

Leverkusen im Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen 
- Antrag der SPD-Fraktion vom 08.09.17 
- Nr.: 2017/1850 
  

 Beschluss: 
 
Der Beirat für Menschen mit Behinderung in der Stadt Leverkusen steht dem 
Rat und der Verwaltung als sachverständiges Gremium zur Seite. Um dieser 
Funktion gerecht zu werden, unternimmt die Stadtverwaltung alle notwendi-
gen Schritte, sodass der Beirat für Menschen mit Behinderungen in der Stadt 
Leverkusen ein beratendes Mitglied in den Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Bauen und Planen entsenden kann. 
 
- einstimmig - 
  

 
5 Satzung zur 4. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Leverkusen vom 

26.10.2009 
- m. Erg. v. 12.10.17 
- Nr.: 2017/1801 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über die Vorlage Nr. 2017/1801 ab-
stimmen. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt die als Anlage 2 zur Niederschrift 
beigefügte Satzung zur 4. Änderung der Hautsatzung der Stadt Leverkusen 
vom 26.10.2009. 
 
dafür: 37 (OB, 16 CDU, 11 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 PRO 

NRW, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, Rh. Dietrich) 
dagegen: 5 (3 BÜRGERLISTE, 2 OP) 
 
Damit hat sich eine Abstimmung über die Vorlage Nr. 2017/1801/1 erledigt. 
  

 
6 2. Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Leverkusen, seine 

Ausschüsse und die Bezirksvertretungen vom 02.07.2014 
- Nr.: 2017/1802 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt, wie im Hauptausschuss, über eine 
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Vertagung der Vorlage in den nächsten Sitzungsturnus abstimmen. 
 
- einstimmig - 
  

 
7 2. Änderung der Zuständigkeitsordnung des Rates der Stadt Leverkusen vom 

02.07.2014 
- Nr.: 2017/1803 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über die Vorlage einschließlich der 
unter Tagesordnungspunkt 4, Antrag Nr. 2017/1850, beschlossenen Ände-
rung abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Die Zuständigkeitsordnung des Rates der Stadt Leverkusen vom 02.07.2014 
wird wie folgt geändert: 
 
In § 3 Absatz 1 Nr. 4 wird „Ratsmitgliedern“ ersetzt durch „Mitgliedern (Rats-
mitglieder oder sachkundige Bürger gemäß § 58 Absatz 3 GO NRW)“. 
 
In § 3 Absatz 1 Nr. 5 wird „Ratsmitgliedern“ ersetzt durch „Mitgliedern (Rats-
mitglieder oder sachkundige Bürger gemäß § 58 Absatz 3 GO NRW)“. 
 
In § 3 Absatz 1 Nr. 12 wird der Buchstabe b) wie folgt angepasst: 
„einem beratenden Mitglied gemäß § 58 Absatz 3 GO NRW sowie“  
 
Der § 3 Absatz 1 Nr. 13 wird wie folgt neu gefasst: 
„Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen besteht aus 
 
a) 19 stimmberechtigten Mitgliedern (Ratsmitglieder oder sachkundige Bürger 
gemäß § 58 Absatz 3 GO NRW), 
b) einem beratenden Mitglied gemäß § 58 Absatz 3 GO NRW auf Vorschlag 
des Beirates für Menschen mit Behinderung sowie 
c) einem sachkundigen Einwohner gemäß § 58 Absatz 4 GO NRW.“ 
 
Die Spiegelstriche in § 4 Absatz 1 (beratende Zuständigkeiten des Hauptaus-
schusses) werden wie folgt neu gefasst: 
 
„- des Fachbereichs Oberbürgermeister, Rat und Bezirke, 
- des Frauenbüros, 
- des Tierheims sowie  
- des Wildparks Reuschenberg“ 
 
Die Spiegelstriche in § 4 Absatz 5 (beratende Zuständigkeiten des Finanz- 
und Rechtsausschusses) werden wie folgt neu gefasst: 
 
„- Finanzen und  
- Recht und Ordnung“ 
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Die Spiegelstriche in § 4 Absatz 6 (beratende Zuständigkeiten des Bürger- 
und Umweltausschusses) werden wie folgt neu gefasst: 
 
„- Umwelt,  
- Bürgerbüro, 
- Straßenverkehr, 
- Feuerwehr und 
- Veterinärmedizin“ 
 
§ 6 Nr. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Bürger- und Umweltausschuss entscheidet über Widersprüche des Na-
turschutzbeirates bei der Unteren Naturschutzbehörde gegen beabsichtigte 
Befreiungen nach § 75 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-
Westfalen (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG).“ 
 
§ 6 Nr. 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Schulausschuss entscheidet über 
 
a) die Benennung und Umbenennung von Schulen, 
b) die Einladung von Bewerbern für eine (stv.) Schulleitung zu einem Vorstel-
lungsgespräch nach § 61 Absatz 1 Satz 3 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW - SchulG), 
c) die Abgabe eines begründeten Vorschlages zur Ernennung der (stv.) 
Schulleitung nach § 61 Absatz 2 Satz 1 SchulG NRW gegenüber der oberen 
Schulaufsichtsbehörde, 
d) die Abgabe einer Stellungnahme zur Ernennung der (stv.) Schulleitung 
nach § 61 Absatz 4 Satz 2 SchulG NRW gegenüber der Schulaufsichtsbe-
hörde sowie 
e) die Entsendung von Mitgliedern zu Schulkonferenzen auf Einladung der 
(stv.) Schulleitung nach § 63 Absatz 2 Sätze 4 und 5 SchulG NRW.“ 
 
In § 7 Absatz 3 fällt der letzte Satz „Der Rat ist zu unterrichten.“ weg. 
 
Neu § 7 Absatz 5: 
„Der Rat ist in den Fällen der Absätze 1-4 zu unterrichten.“ 
 
dafür: 39 (OB, 16 CDU, 11 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

PRO NRW, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, Rh. Dietrich) 
dagegen: 3 (BÜRGERLISTE) 
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Dezernat I 
  

8 Neuorganisation der Dezernate und Streichung eines Dezernates 
- Antrag der Gruppe FDP vom 20.09.17 
- Neudruck 
- Nr.: 2017/1884 
  

 Rf. Dr. Ballin-Meyer-Ahrens (FDP) beantragt für diesen Tagesordnungspunkt 
sowie den Tagesordnungspunkt 9 geheime Abstimmung. Da das erforderli-
che Quorum nicht erreicht wird, lässt Herr Oberbürgermeister Richrath öffent-
lich über die Tagesordnungspunkte abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 4 (2 PRO NRW, 2 FDP) 
dagegen: 37 (OB, 16 CDU, 11 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜR-

GERLISTE, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
Enth.: 2 (OP) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
9 12-monatige Wiederbesetzungssperre für die Stelle des Beigeordneten des De-

zernates III 
- Antrag der Gruppe FDP vom 20.09.17 
- Neudruck 
- Nr.: 2017/1883 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP) 
dagegen: 37 (OB, 16 CDU, 11 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜR-

GERLISTE, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
Dezernat II 
  

10 Entwurf der Haushaltssatzung und Fortschreibung des Haushaltssanierungs-
plans 2012 bis 2021 für das Haushaltsjahr 2018 
- Nr.: 2017/1875 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath hält zur Einbringung des Haushaltes eine 
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Rede. 
Im Anschluss erläutert Herr Stadtkämmerer Märtens anhand eines Vortrages 
die Einzelheiten zur Haushaltslage der Stadt Leverkusen. 
Beide Reden sind in z.d.A.: Rat Nr. 9 vom 19.10.17 abgedruckt. 
 
Beschluss: 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung 2018 der Stadt Leverkusen einschließlich 
der in den Haushaltsplan integrierten mittelfristigen Ergebnis- und Finanzpla-
nung sowie der Entwurf des fortgeschriebenen Haushaltssanierungsplans 
2012 bis 2021 (HSP) werden zur Beratung an die Bezirksvertretungen und 
die Fachausschüsse verwiesen. 
 
- einstimmig - 
  

 
11 Extern begleitete Untersuchung gemäß § 9 Stärkungspaktgesetz NRW 

- 2. Neudruck 
- Nr.: 2017/1813 
  

 Rh. Eimermacher (CDU) bittet darum, folgende Rahmenbedingungen zu be-
rücksichtigen: 
 
- Es soll darauf geachtet werden, dass die GPA ein Unternehmen beauftragt, 
das die Untersuchung fundiert und ernsthaft abwickelt. 
 
- Alles, was in der Verwaltung digitalisiert werden kann, soll in Zukunft digita-
lisiert werden. 
 
- Es sollen Aufgabenschwerpunkte gebildet werden. 
 
Rh. Baake (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) bittet Herrn Oberbürgermeister 
Richrath um Bestätigung, dass die Anlage zur Vorlage vom Rat lediglich zur 
Kenntnis zu nehmen ist. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath bestätigt dies. 
 
Beschluss: 
 
Zur nachhaltigen Sicherung der erfolgreichen Umsetzung des Haushaltssa-
nierungsplans hinsichtlich des zukünftigen Personalaufwandes beschließt der 
Rat die Durchführung einer extern begleiteten Untersuchung gemäß § 9 
Stärkungspaktgesetz NRW. 
 
dafür: 40 (OB, 14 CDU, 10 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 1 DIE LINKE, Rh. Diet-
rich) 

dagegen: 1 (SPD) 
Enth.: 3 (2 CDU, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
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12 Klimatisierung in Bussen der wupsi 

- Antrag der CDU-Fraktion vom 01.09.17 
- m. Stn. v. 13.09.17 
- Nr.: 2017/1845 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
13 Umstellung des Fahrzeugparks der KWS auf alternative Antriebssysteme sowie 

Optimierung der Informationspolitik 
- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 21.09.17 
- Nr.: 2017/1886 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
14 Kostenlose Mitnahme von Fahrrädern in Bussen und Bahnen des VRS für Inha-

ber von Schülerticket oder Semesterticket 
- Antrag der Gruppe FDP vom 04.10.17 
- Nr.: 2017/1891 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
15 Erhalt des Sozialtickets 

- Antrag der SPD-Fraktion vom 05.10.17 
- Nr.: 2017/1893 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
16 Videoüberwachung der Fußgängerzone in der Bahnhofstraße 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 20.07.17 
- Nr.: 2017/1773 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 2 (PRO NRW) 
dagegen: 35 (OB, 13 CDU, 10 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 2 

FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
Enth.: 2 (BÜRGERLISTE) 
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Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
17 Tierheim Leverkusen 

  
17.1 Zuschuss an den Tierschutzverein für das Tierheim  

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 18.01.17 
- Neudruck 
- Nr.: 2017/1485 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
17.2 Änderungsvertrag über die Unterbringung und Verpflegung von Tieren im Auf-

trag der Stadt Leverkusen 
- Nr.: 2017/1881 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat stimmt dem Abschluss des in der Anlage zur Vorlage beigefügten 
1. Änderungsvertrages zum Vertrag vom 06.01.2004 über die Unterbringung 
und Verpflegung von Tieren zwischen der Stadt Leverkusen und dem Tier-
schutzverein Leverkusen e. V. zu.  
 
- einstimmig - 
  

 
18 Verkaufsoffene Sonntage im Stadtteil Wiesdorf 2018 

- Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen 
aus besonderem Anlass an Sonntagen 
- Nr.: 2017/1818 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt die in der Anlage 3 zur Niederschrift 
beigefügte Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen aus besonderem Anlass im Stadtteil Wiesdorf im Jahr 2018. 
 
dafür: 33 (OB, 14 CDU, 10 SPD, 3 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW, 2 FDP, 

1 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 8 (3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 1 DIE LINKE, Rh. Diet-

rich) 
 
Rh. Schönberger (CDU) hat gemäß § 31 GO NRW an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilgenommen. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath unterbricht die Sitzung für eine Pause. 
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Herr Bürgermeister Marewski übernimmt die Sitzungsleitung. 
  

 
Dezernat III 
  

19 Wiedereinführung der Baumschutzsatzung in Leverkusen 
  

19.1 Bürgerantrag vom 07.09.17 
- Nr.: 2017/1872 
  

 Beschluss: 
 
Wie Bürgerantrag 
 
dafür: 11 (4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLISTE, 1 Soziale 

Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 34 (OB, 16 CDU, 10 SPD, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP) 
 
Damit ist der Bürgerantrag abgelehnt. 
  

 
19.2 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 27.06.17 

- m. Stn. v. 13.09.17 
- Nr.: 2017/1747 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 11 (4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLISTE, 1 Soziale 

Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 34 (OB, 16 CDU, 10 SPD, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
20 Beteiligung am Modellvorhaben "Emissionsfreie Innenstadt" 

- Antrag der SPD-Fraktion vom 13.09.17 
- Nr.: 2017/1858 
  

 Beschluss: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, sich am Modellvorhaben Emissionsfreie 
Innenstadt und dem Sofortprogramm Elektromobilität zu beteiligen. 
 
- einstimmig - 
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21 Leitbild "Grün" 

- Antrag der Fraktionen CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Opladen 
Plus vom 12.09.17 
- Nr.: 2017/1857 
  

 Beschluss: 
 
1.  Die Verwaltung wird beauftragt, die Verwaltungsvorlage Nr. 2015/0580 - 
Leitbild "Grün" vom 03.06.2015 auf der Grundlage neuerer Erkenntnisse und 
Erfahrungen zu überarbeiten und in den Abstimmungsprozess zu geben.  
 
Bei der Überarbeitung sollen insbesondere Berücksichtigung finden:  
 
a. „Weißbuch Stadtgrün. Grün in der Stadt – Für eine lebenswerte Zukunft“ 
Hrsg.: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (BMUB), Berlin, April 2017.  
 
Das Weißbuch Stadtgrün enthält zehn Handlungsfelder mit konkreten Maß-
nahmen, wie der Bund im Rahmen seiner Zuständigkeiten die Kommunen 
unterstützen wird, urbane grüne Infrastruktur zu stärken. Es leistet damit ei-
nen zentralen Beitrag für mehr Lebensqualität, Umweltgerechtigkeit und 
Klimaresilienz.  
 
b. Integriertes Klimaschutzkonzept. Stadt Leverkusen. August 2017  
 
Abschlussbericht der „energielenker GmbH“, vorgelegt in der Sitzung des 
Bürger- und Umweltausschusses am 28.08.2017 und Beschluss des Rates 
der Stadt Leverkusen am 31.08.2017 zur Umsetzung dieses Klimaschutz-
konzeptes (Vorlage Nr. 2017/1748 vom 18.08.2017). 
 
c. Grün. Sozial. Wertvoll. Gemeinsam Natur in sozial benachteiligte Quartiere 
holen! Empfehlungen und Beispiele für Kommunen.  
 
Abschlussbroschüre der Deutschen Umwelthilfe, Radolfzell, Juli 2017.  
 
Stadtnatur und Partizipation als Mittel der sozialen Stadtentwicklung. Und so 
kann’s gehen – 20 Beispielquartiere deutschlandweit  
 
2.  
Die Verwaltung legt den mit der Umsetzung eines solchen Leitbildes verbun-
denen personellen und finanziellen Ressourcenbedarf unter Berücksichti-
gung der haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen dar. 
 
- einstimmig - 
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22 Begrünungssystem City-Tree 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 31.08.17 
- m. Stn. v. 13.09.17 
- Nr.: 2017/1832 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt darüber abstimmen, ob der Antrag, 
wie vom Bürger- und Umweltausschuss in seiner Sitzung am 14.09.17 emp-
fohlen, in die Konzeption zum Leitbild „Grün“ integriert wird. 
 
dafür: 9 (1 CDU, 4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW, 2 FDP) 
dagegen: 35 (OB, 14 CDU, 10 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 1 

Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
Enth.: 1 (CDU) 
 
Damit wird der Antrag nicht in die Konzeption zum Leitbild „Grün“ integriert. 
  

 
23 Zukunft Stadtgrün 

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 06.09.17 
- Nr.: 2017/1844 
  

 Beschluss: 
 
Der Antrag wird in die Konzeption zum Leitbild „Grün“ integriert. 
 
- einstimmig - 
  

 
24 Klima und Lebensqualität in unserer Stadt verbessern - Offensive für Dach- und 

Fassadenbegrünung  
- Antrag der SPD-Fraktion vom 12.09.17 
- Nr.: 2017/1855 
  

 Beschluss: 
 
Der Antrag wird in die Konzeption zum Leitbild „Grün“ integriert. 
  

 
25 Klimaanpassungskonzept für Leverkusen 

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 25.07.17 
- Nr.: 2017/1786 
  

 Aufgrund der Zusage von Herrn Stadtdirektor Märtens im Bürger- und Um-
weltausschuss am 14.09.17, dass zeitnah zu einem Workshop eingeladen 
wird, erklärt der Antragsteller den Antrag für erledigt. 
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26 Feinstaub- und Stickoxidmessungen im Stadtgebiet 

Bürgerantrag der Interessengemeinschaft Köln-Leverkusen zum Aus- und Um-
bau der A1, A3 und A59 e. V. und andere Initiativen  
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 06.09.17 
- m. Stn. v. 14.09.17 
- Nr.: 2017/1841 
  

 Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) gibt die als Anlage 4 zur Niederschrift beige-
fügte Erklärung zu Protokoll. 
 
Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 10 (1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLISTE, 2 PRO 

NRW, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 35 (OB, 16 CDU, 10 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 2 

FDP) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
27 Kraftradparken im öffentlichen Raum 

- Antrag der Fraktion Opladen Plus vom 27.07.17 
- m. Stn. v. 22.08.17 
- Nr.: 2017/1789 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
28 Tempolimit von 90 km/h auf Autobahnen innerhalb des Leverkusener Stadtge-

bietes 
- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 15.09.17 
- Nr.: 2017/1870 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 10 (1 CDU, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 BÜRGERLISTE, 1 

Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 34 (OB, 15 CDU, 10 SPD, 1 BÜRGERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 

2 FDP) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
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29 Tempolimit von 40 km/h auf der Lützenkirchener Straße 

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 14.09.17 
- Nr.: 2017/1871 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 9 (2 CDU, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerechtigkeit, 

1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 35 (OB, 14 CDU, 9 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 

FDP) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
30 Flüchtlingssituation in Leverkusen 

- Nr.: 2017/1800 
  

 Rh. Beisicht (PRO NRW) beantragt, den Punkt 4 des Beschlussentwurfes 
gesondert abstimmen zu lassen. 
 
Herr Bürgermeister Marewski lässt zunächst über den Punkt 4 des Be-
schlussentwurfes abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
4. Das Gebäude „Görresstraße 11“ wird bis zur Fertigstellung der Gemein-

schaftsunterkunft „Sandstraße“ als Reservekapazität zur Unterbringung 
von Flüchtlingen vorgehalten.  

 
dafür: 37 (OB, 15 CDU, 10 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 2 

FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
Enth.: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
 
Anschließend lässt Herr Bürgermeister Marewski über die Punkte 1-3 und 5 
des Beschlussentwurfes abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt im Kontext der aktuellen Flücht-
lingssituation die nachfolgenden Maßnahmen:  
 
1. Die aktuelle Unterbringungssituation für Flüchtlinge wird zur Kenntnis ge-

nommen. Den in der Begründung vorgeschlagenen Maßnahmen zum 
Freizug von Einrichtungen wird zugestimmt.  

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die anderweitige Nutzung des Gebäudes 

„Manforter Straße“ zu prüfen und entsprechende Maßnahmen einzuleiten.  
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3. Der mit der Bezirksregierung Köln bestehende Mietvertrag für das Ge-

bäude „Görresstraße 11“ wird zum Ende des Jahres – unter Berücksichti-
gung der Ablösezahlung der Bezirksregierung Köln - aufgelöst.  

 
5. Die am Standort „Görresstraße 11“ befindliche Sporthalle wird dem Fach-

bereich Schulen schnellstmöglich zur Nutzung zur Verfügung gestellt.  
 
dafür: 40 (OB, 14 CDU, 10 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LIN-
KE, Rh. Dietrich) 

dagegen: 2 (PRO NRW) 
Enth.: 1 (CDU) 
 
Rh. Paul Hebbel (CDU) hat gemäß § 31 GO NRW an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilgenommen. 
 
Frau Bürgermeisterin Lux übernimmt die Sitzungsleitung. 
  

 
Dezernat IV 
  

31 Ausgewogene und vielfältige Ernährung für die Speisepläne an Leverkusener 
Schulen und Kitas 
- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 05.09.17 
- Nr.: 2017/1846 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 2 (PRO NRW) 
dagegen: 38 (OB, 16 CDU, 10 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 2 

FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
Enth.: 4 (BÜRGERLISTE) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
32 Cloudspeicher für Schulen 

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 13.09.17 
- Nr.: 2017/1862 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
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33 Schülersitzungen der Bezirksvertretungen 

- Antrag der SPD-Fraktion vom 14.09.17 
- Nr.: 2017/1866 
  

 Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zur Beteiligung von Schülerin-
nen und Schülern an Sitzungen der Bezirksvertretungen in den Leverkusener 
Stadtbezirken zu erarbeiten. Nach einer Anlaufphase sollte das Konzept auf 
den Rat der Stadt Leverkusen ausgeweitet werden. 
 
dafür: 42 (OB, 15 CDU, 10 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LIN-
KE, Rh. Dietrich) 

dagegen: 1 (CDU) 
Enth.: 2 (PRO NRW) 
  

 
34 Tageseinrichtungen für Kinder in Leverkusen – Grundsatzbeschluss über Neu-

bau-, Anbau- und Umbaumaßnahmen zur Gewährleistung des Rechtsanspruchs 
und Erreichung einer bedarfsgerechten Versorgung von Kindern im Alter zwi-
schen einem Jahr bis zum Schuleintritt 
- Nr.: 2017/1790 
  

 Beschluss: 
 
1. Zur Gewährleistung eines bedarfsgerechten Angebotes im Rahmen der 

Versorgung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und damit einherge-
hend der Gewährleistung eines Rechtsanspruches auf einen Betreuungs-
platz für Kinder von einem Jahr bis zum Schuleintritt sollen an den folgen-
den Standorten neue Kindertageseinrichtungen für Kinder errichtet wer-
den: 
 
a) (Opladen) nbso Westseite - 6-gruppige Einrichtung, 
b) (Schlebusch) Auermühle - 8-gruppige Einrichtung, 
c) (Quettingen) Stralsunder Straße/Herderstraße - Umbau einer Unter-
kunft für geflüchtete Menschen zu einer 4-gruppigen Einrichtung, 
d) (Küppersteg) Gutenbergstraße - 4- bis 6-gruppige Einrichtung, 
e) (Steinbüchel) Bohofsweg/In der Wasserkuhl - 8-gruppige Einrichtung, 
f) (Lützenkirchen) Schopenhauerstraße/Fester Weg - 8-gruppige Einrich-
tung. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die weiteren notwendigen Veranlassungen 

zu treffen und die erforderlichen Vorlagen zu den einzelnen Maßnahmen 
den Beschlussgremien zuzuleiten. Es ist beabsichtigt, die Umsetzung der 
Neubaumaßnahmen durch Dritte (Investoren, Freie Träger, WGL etc.) er-
folgen zu lassen. Die freien Träger der Jugendhilfe sollen möglichst Be-
treiber der entstehenden Einrichtungen werden. 
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3. Die notwendigen Ressourcen für die weiteren Veranlassungen, die zuvor-

derst in den tangierten Fachbereichen Gebäudewirtschaft, Stadtplanung 
und Bauaufsicht, Kataster und Vermessung, Stadtgrün und Kinder und Ju-
gend erforderlich werden, sind verwaltungsintern bereitzustellen. 

 
5. Die Etatisierung von konsumtiven oder investiven Maßnahmen, die die 

Finanzierung der Gewährleistung des Rechtsanspruchs in Bezug auf die 
bedarfsgerechte Versorgung von Kindern sicherstellen, kann mit der ge-
setzlichen Verpflichtung zur Aufstellung ausgeglichener Haushalte konkur-
rieren. Insofern muss im Rahmen zukünftiger Haushaltsplanaufstellungen 
regelmäßig geprüft werden, wie eine sachgerechte Umsetzung - ggf. durch 
Priorisierung und Wegfall anderer Maßnahmen - in zukünftigen Haushalts-
planungen erfolgen kann. 

 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
  

 
Dezernat V 
  

35 Konzept zum Bevölkerungsschutz in Leverkusen 
- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 03.08.17 
- Nr.: 2017/1792 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
dagegen: 38 (OB, 15 CDU, 10 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 2 

FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
36 Tunnellösungen für die A 1 und A 3 zur Verbesserung der Luftqualität in Lever-

kusen 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 10.09.17 
- Nr.: 2017/1851 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 7 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 31 (OB, 15 CDU, 10 SPD, 3 OP, 2 FDP) 
Enth.: 6 (4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
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37 Gutachterliche Stellungnahme zur "Kombilösung" als Alternative zur A 1 "Neue 

Rheinbrücke" 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 18.09.17 
- Nr.: 2017/1877 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 10 (1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLISTE, 2 PRO 

NRW, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 34 (OB, 16 CDU, 10 SPD, 2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 2 

FDP) 
Enth.: 1 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
38 Nachnutzung der Flächen nach Wegfall der A 1-Autobahn-Stelzen 

- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 21.09.17 
- Nr.: 2017/1885 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
  

 
39 Umstiegsprämie von Benzin betriebenen Motorrollern und Mofas auf Elektro-

Zweiräder 
- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 17.07.17 
- Nr.: 2017/1765 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 2 (PRO NRW) 
dagegen: 41 (OB, 15 CDU, 9 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LIN-
KE, Rh. Dietrich) 

 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
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40 Förderung der Elektromobilität 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 10.08.17 
- m. Stn. v. 06.09.17 
- Nr.: 2017/1815 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 2 (PRO NRW) 
dagegen: 41 (OB, 16 CDU, 9 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LIN-
KE, Rh. Dietrich) 

Enth.: 1 (BÜRGERLISTE) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
41 Neue Antriebstechnologien und nachhaltige Attraktivierung des ÖPNV 

- Antrag der CDU-Fraktion vom 06.09.17 
- Nr.: 2017/1843 
  

 Beschluss: 
 
Die Verwaltung prüft, inwiefern nach den aktuellsten Erkenntnissen des Die-
sel-Gipfels in Berlin, die Verwaltung bzw. die städtischen Gesellschaften ei-
gene Fahrzeuge umrüsten bzw. austauschen und wie die avisierten Finanzie-
rungshilfen möglichst nachhaltig und gewinnbringend eingesetzt werden 
können. 
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
  

 
42 Ausbau der P & R-Kapazitäten an den Haltestellen Bahnhof Schlebusch in Man-

fort, Bahnhof Opladen, S 6-Haltestelle in Rheindorf sowie Endhaltestelle Stra-
ßenbahnlinie 4 in Schlebusch 
- Antrag der Fraktion Opladen Plus und der Gruppe FDP vom 11.09.17 
- Nr.: 2017/1853 
  

 In der Sitzung des Finanz- und Rechtsausschusses am 09.10.17 bat Rf. Dr. 
Ballin-Meyer-Ahrens (FDP) um Antwort, wann mit einem Mobilitätskonzept für 
die Stadt Leverkusen zu rechnen sei. 
 
Frau Beigeordnete Deppe erklärt, dass nach erfolgter Mittelfreigabe im Sep-
tember die Angebotseinholung bei 10 externen Büros gestartet werden konn-
te. Die Abgabe der Angebote ist bis zum 13.10.17 erfolgt. Es wurden zwei 
Angebote eingereicht. Mit einer Auftragsvergabe wird im November gerech-
net. Die Konzepterstellung sowie der umfangreiche Beteiligungsprozess des 
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Mobilitätskonzeptes werden insgesamt mit 30 Monaten kalkuliert. 
 
Im Verlaufe einer längeren Diskussion stellt Rh. Eimermacher (CDU) den 
Antrag, den vorliegenden Antrag Nr. 2017/1853 nicht in das Mobilitätskon-
zept zu verweisen, sondern mit folgenden Änderungen heute beschließen zu 
lassen: 
 
- Verzicht auf die Erledigungsfrist für die Verwaltung bis zum 18.12.17 
- Einbeziehung der S-Bahn-Haltestelle in Küppersteg auf beiden Seiten 
(Bürrig und Küppersteg) 
 
Rh. Ippolito (SPD) bittet darum, in Bezug auf Punkt 2 des vorgenannten An-
trages über den Bahnhofsstandort Opladen gesondert abstimmen zu lassen.  
 
Rh. Paul Hebbel (CDU) weist darauf hin, dass in Bezug auf Opladen der be-
reits im Verwaltungsrat der nbso beschlossene Parkplatz auf der Ostseite 
des Bahnhofes in Opladen von einer weiteren Untersuchung für zusätzliche 
Park & Ride-Plätze ausgenommen werden muss.  
Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über den Antrag Nr. 2017/1853 mit 
den vorgenannten Änderungen getrennt abstimmen.  
 
Beschluss: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, schnellstmöglich gesicherte Abstellmög-
lichkeiten für Fahrräder (z. B. Fahrradboxen) an den Haltestellen Bahnhof 
Schlebusch in Manfort, Bahnhof Opladen, S-6-Haltestelle in Rheindorf, End-
haltestelle Straßenbahnlinie 4 in Schlebusch sowie S-Bahn-Haltestelle in 
Küppersteg auf beiden Seiten (Bürrig und Küppersteg) zu planen und kurz-
fristig zur Entscheidung vorzulegen.  
 
- einstimmig -  
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, an den Haltestellen Bahnhof Schlebusch 
in Manfort, S-6-Haltestelle in Rheindorf, Endhaltestelle Straßenbahnlinie 4 in 
Schlebusch sowie S-Bahn-Haltestelle in Küppersteg auf beiden Seiten 
(Bürrig und Küppersteg) Möglichkeiten zum Bau von einfachen Palettenpark-
häusern oder Flächen für die Schaffung zusätzlicher Parkplätze zu planen 
und kurzfristig zur Entscheidung vorzulegen. Dabei sind die voraussichtlichen 
Baukosten ebenso darzustellen, wie Einnahmemöglichkeiten.  
 
dafür: 29 (16 CDU, 4 BÜRGERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 1 DIE 

LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 16 (OB, 10 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerech-

tigkeit) 
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, am Bahnhof Opladen Möglichkeiten zum 
Bau von einfachen Palettenparkhäusern oder Flächen für die Schaffung zu-
sätzlicher Parkplätze zu planen und kurzfristig zur Entscheidung vorzulegen. 
Dabei sind die voraussichtlichen Baukosten ebenso darzustellen, wie Ein-
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nahmemöglichkeiten. Dieser Auftrag an die Verwaltung umfasst nicht den mit 
162 Stellplätzen bereits beschlossenen Parkplatz auf der Ostseite des Bahn-
hofs. 
 
dafür: 40 (OB, 16 CDU, 10 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 

2 FDP, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 5 (4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
  

 
43 Benennung einer Fahrradbeauftragten/eines Fahrradbeauftragten  

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 14.09.17 
- Nr.: 2017/1863 
  

 Beschluss: 
 
Der Antrag wird in das Mobilitätskonzept verwiesen. 
 
dafür: 42 (OB, 16 CDU, 8 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtig-
keit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 

dagegen: 1 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
  

 
44 Fahrradfreundliche Stadtverwaltung 

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 14.09.17 
- Nr.: 2017/1864 
  

 Beschluss: 
 
Der Antrag wird in das Mobilitätskonzept verwiesen. 
 
dafür: 42 (OB, 16 CDU, 8 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtig-
keit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 

dagegen: 1 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
  

 
45 Installation von Stromtankstellen 

- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 14.09.17 
- Nr.: 2017/1865 
  

 Beschluss: 
 
Der Antrag wird in das Mobilitätskonzept verwiesen. 
 
dafür: 42 (OB, 16 CDU, 8 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtig-
keit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 

dagegen: 1 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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46 Städtische Stellplatzsatzung 

- Antrag der SPD-Fraktion vom 10.08.17 
- m. Stn. v. 13.09.17 
- Nr.: 2017/1814 
  

 Der Tagesordnungspunkt wurde durch Nachtrag von der Tagesordnung ab-
gesetzt. 
 
Frau Bürgermeisterin Lux unterbricht die Sitzung für eine Pause. 
 
Herr Bürgermeister Wölwer übernimmt die Sitzungsleitung. 
  

 
47 Zentrales Baustellenmanagement 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 21.07.17 
- Nr.: 2017/1785 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 1 (PRO NRW) 
dagegen: 36 (OB, 15 CDU, 9 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
Enth.: 4 (BÜRGERLISTE) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
48 Mähen öffentlicher Grünflächen 

- Antrag der Gruppe FDP vom 04.08.17 
- m. Stn. v. 06.09.17 
- Nr.: 2017/1809 
  

 Da Punkt 1 des Antrages in der Vorberatung in der Sitzung der Bezirksvertre-
tung für den Stadtbezirk III am 28.09.17 zurückgezogen wurde, lässt Herr 
Bürgermeister Wölwer lediglich über den Punkt 2 des Antrages abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Wie Antrag zu Punkt 2  
 
dafür: 4 (1 CDU, 1 PRO NRW, 2 FDP) 
dagegen: 33 (OB, 12 CDU, 9 SPD, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 5 (2 CDU, 1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 DIE LINKE, Rh. Diet-

rich) 
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Damit ist Punkt 2 des Antrages abgelehnt. 
  

 
49 Vorhaben "Steinbüchel (Fettehenne) - Einzelhandel Berliner Stra-

ße/Charlottenburger Straße/Teltower Straße" 
- Antrag auf Einleitung des Satzungsverfahrens 
- m. Anfrage v. 10.06. u. Stn. v. 16.08.17 
- Nr.: 2017/1596 
  

 Rf. Arnold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) merkt an, dass die Investoren erklärt 
hätten, sowohl eine Fassaden- als auch eine Dachbegrünung vorsehen zu 
wollen, diese sei lediglich noch nicht im Stadium der Entwurfsplanung be-
rücksichtigt gewesen. Sie bittet die Verwaltung darum, diesen Hinweis auch 
in die vorgezogene Bürgerbeteiligung aufzunehmen. 
 
Beschluss: 
 
1. Gemäß § 12 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) wird dem Antrag der Vor-

habenträgerin Frau Eva Frejno zur Einleitung des Satzungsverfahrens für 
einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Bereich zwischen Berliner 
Straße, Charlottenburger Straße und Teltower Straße (Anlage 4 der Vor-
lage) stattgegeben. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, das Satzungsverfahren für die Errichtung 

eines Nahversorgungszentrums mit arrondierenden Dienstleistungs- und 
Gastronomiebetrieben sowie Wohnungen in Priorität 1 durchzuführen. 

 
dafür: 41 (OB, 14 CDU, 9 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, ) 
Enth.: 1 (CDU) 
  

 
50 Vorhaben "Hitdorf - Wiesenstraße/Am Werth/Hitdorfer Kirchweg" in Leverkusen-

Hitdorf 
- Einleitungsbeschluss/neue Priorität zum Bebauungsplanverfahren 
- Nr.: 2017/1662 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath erklärt, dass er versucht, eine Lösung mit 
den Investoren und dem Eigentümer zu erarbeiten, so dass ein in der Bau-
anordnung reduzierter Bebauungsplan eingebracht werden kann. Er bittet 
daher, die Vorlage zu vertagen, bis eine Planung mit einer deutlich reduzier-
ten Bebauung erarbeitet ist. 
 
Beschluss: 
 
Die Vorlage wird vertagt, bis eine Planung mit einer deutlich reduzierten Be-
bauung erarbeitet ist. 
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dafür: 37 (15 CDU, 9 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 3 OP, 1 PRO NRW, 2 

FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
dagegen: 4 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
  

 
51 Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III "Opladen - nbso/Westseite - Neue Bahnallee und 

Alkenrath - westlich Schlebuschrath" - 2. Änderung (Teilbereich Opladen) 
- Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen (Abwägung) 
- Satzungsbeschluss 
- Nr.: 2017/1705 
  

 Rh. Danlowski (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) beantragt, in der Anlage 5 der 
Vorlage (Begründung zur Satzung) unter „4. Planungsziele“ den Satz „Dar-
über hinaus ist in Teilen zusätzlich eine Begrünung der Wand vorgesehen“ 
durch den Satz „Darüber hinaus ist die Begrünung der Lärmschutzwand so-
weit wie möglich vorzusehen.“ zu ersetzen. 
 
Frau Beigeordnete Deppe erklärt, dass der Satz „Darüber hinaus ist in Teilen 
zusätzlich eine Begrünung der Wand vorgesehen“ in Abstimmung mit der 
Deutschen Bahn bezüglich des Gleisbetts bewusst in der vorliegenden Form 
formuliert wurde. Sie spricht sich daher für eine Beibehaltung des Begrün-
dungstextes aus. 
 
Rh. Ippolito (SPD) fragt die Verwaltung, ob es möglich ist, in Abstimmung mit 
der Deutschen Bahn zu versuchen, diesem Antrag möglichst weitgehend 
nachzukommen. 
 
Frau Beigeordnete Deppe bejaht dies, sodass aus ihrer Sicht die beantragte 
Änderung in die Begründung aufgenommen werden kann, wenn die Mehrheit 
des Rates dies unbedingt möchte. 
 
Beschluss einschließlich der vorgenannten Änderung der Begründung: 
 
1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB (Äußerungen I/B) 
vorgebrachten Äußerungen wird gemäß Beschlussentwurf der Verwal-
tung (Anlage 5 zur Niederschrift) entschieden. Die Anlage ist Bestandteil 
dieses Beschlusses. 

 
I/B) Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
I/B 1 Unitymedia NRW GmbH 
 Postfach 10 20 28 
 34020 Kassel 
 
I/B 2 Gascade Gastransport GmbH 
 Kölnische Straße 108-112 

34119 Kassel 
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I/B 3 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
Endenicher Straße 133 
53115 Bonn 

 
I/B 4 PLEdoc GmbH 

Postfach 12 02 55 
45312 Essen 

  
I/B 5 Geologischer Dienst NRW 
 De-Greiff-Straße 195 

47803 Krefeld 
 
I/B 6 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen  

der Bundeswehr 
Postfach 29 63 
53019 Bonn 

 
I/B 7 Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR (TBL) 

Borsigstraße 15 
51381 Leverkusen 

 
I/B 8 Amprion GmbH 

Rheinlanddamm 24 
44139 Dortmund 

 
I/B 9 Evonik 

Paul-Baumann-Straße 1 
45772 Marl 

 
I/B 10 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 

Zeughausstraße 2-10 
50667 Köln 

 
I/B 11 E-Plus Gruppe/Telefònica GmbH 

Rheinstraße 15 
14513 Teltow  

 
I/B 12 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Postfach 10 07 09 
44782 Bochum 

 
I/B 13 Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG 

Overfeldweg 23 
51371 Leverkusen 

 
I/B 14 Telefonica Germany GmbH & Co. OHG 

Überseering 33a 
22297 Hamburg 
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I/B 15 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 

Am Bonneshof 35 
40474 Düsseldorf 

 
I/B 16 IHK Köln, Geschäftsstelle Leverkusen/Rhein-Berg 

An der Schusterinsel 2 
51379 Leverkusen 

 
I/B 17 Westnetz GmbH 

Florianstraße 15-21 
44139 Dortmund 

 
2. Über die während der öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
(Stellungnahmen II/B) wird gemäß Beschlussentwurf der Verwaltung (An-
lage 6 zur Niederschrift) entschieden. Die Anlage ist Bestandteil dieses 
Beschlusses. 

 
II/B) Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge: 
 
II/B 1 E-Plus Gruppe/Telefònica GmbH 

Rheinstraße 15 
14513 Teltow  

 
II/B 2 Gascade Gastransport GmbH 

Kölnische Straße 108-112 
34119 Kassel 

 
II/B 3 Bezirksregierung Köln 

Dezernat 33 
50606 Köln 

 
II/B 4 PLEdoc GmbH 

Postfach 12 02 55 
45312 Essen 

 
II/B 5 Amprion GmbH 

Rheinlanddamm 24 
44513 Teltow  

 
II/B 6 Telefonica Germany Gmbh & Co.OHG 

Überseering 33a  
22297 Hamburg  

 
II/B 7 Vodafone GmbH 

D2-Park 
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40878 Ratingen 

 
II/B 8 Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co.KG 

Overfeldweg 33 
51371 Leverkusen 

 
II/B 9 Stadt Leichlingen 

Am Schulbusch 16 
42799 Leichlingen 

 
II/B 10 IHK Köln, Geschäftsstelle Leverkusen/Rhein-Berg 

An der Schusterinsel 2 
51379 Leverkusen 

 
II/B 11 Unitymedia NRW GmbH 

Postfach 10 20 28 
34020 Kassel 

 
II/B 12 Stadt Monheim 

Rathausplatz 2 
40789 Monheim 

 
II/B 13 Fachbereich Umwelt 
 
II/B 14 Fachbereich Straßenverkehr 
 
II/B 15 Fachbereich Bauaufsicht/UD 
 
3. Der Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III „Opladen - nbso/Westseite - Neue 

Bahnallee und Alkenrath - westl. Schlebuschrath“ - 2. Änderung, beste-
hend aus Planzeichnung und textlichen Festsetzungen, wird gemäß 
§ 10 Baugesetzbuch  (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.07.2017 (BGBl. I S. 2808), in Verbindung mit  

 

 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Gesetz 
vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057), 
und 

 § 86 Landesbauordnung (BauO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), Artikel 2 des Gesetzes 
vom 20.05.2014 (GV NRW S. 294), in Kraft getreten am 28.05.2014, 
i. V. m. der Fassung dieses Gesetzes, verkündet am 15. Dezember 
2016 (GV NRW S. 1162), teilweise in Kraft getreten am 28.06.2017, 
sowie 

 § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) i. d. F. d. B. vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV NRW S. 966), 
in Kraft getreten am 29.11.2016, 
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als Satzung beschlossen. 

 
 4. Die als Anlage 7 zur Niederschrift beigefügte Satzungsbegründung zum 

Bebauungsplan wird gebilligt.  
  
- einstimmig -  

 
52 Einführung eines Baulandkatasters gem. § 200 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

- Nr.: 2017/1714 
  

 Beschluss: 
 
Die Einführung und Veröffentlichung eines Baulandkatasters gemäß § 200 
Abs. 3 Baugesetzbuch wird beschlossen. 
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
  

 
53 Bebauungsplan Nr. 219/II "Opladen - zwischen Stauffenbergstraße, Pommern-

straße und Zur Alten Fabrik" 
- Ergebnisse des Ergänzungsantrags (Vorlage Nr. 2016/1066) zu den Punkten: 
  Verkehrsuntersuchung und Angaben zum öffentlich geförderten Wohnungsbau 
- ergänzte Begründung gemäß § 2a Baugesetzbuch (BauGB) 
- Nr.: 2017/1797 
  

 1. Die Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 
219/II „Opladen - zwischen Stauffenbergstraße, Pommernstraße und Zur 
alten Fabrik“ werden zur Kenntnis genommen (Anlage 1 der Vorlage). 

 
2. Die Angaben zum öffentlich geförderten Wohnungsbau im Umfeld (Radi-

us 750 m) des Bebauungsplanes Nr. 219/II „Opladen - zwischen Stauf-
fenbergstraße, Pommernstraße und Zur alten Fabrik“ werden zur Kennt-
nis genommen (Anlagen 2 und 2a der Vorlage). 

 
3. Die ergänzte Begründung gemäß § 2a BauGB wird zur Kenntnis ge-

nommen (Anlage 3 der Vorlage). 
  

 
54 Bebauungsplan Nr. 229/III "Steinbüchel - südlich Heinrich-Lübke-Straße, west-

lich Von-Knoeringen-Straße" 
- Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen (Abwägung) 
- Satzungsbeschluss 
- Nr.: 2017/1826 
  

 Beschluss: 
 
1. Über die während der öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
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4 Abs. 2 BauGB wird gemäß Beschlussentwurf der Verwaltung (Anlage 8 
zur Niederschrift) entschieden. Die Anlage ist Bestandteil dieses Be-
schlusses. 

 
I/A Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
I/A 01 Stellungnahme vom 08.05.2017 
I/A 02 BUND vom 08.05.2017 
 
I/B Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange  
 
I/B 01 Fachbereich Umwelt (FB 32) vom 27.04.2017 
I/B 02 Technische Betriebe Leverkusen AöR (TBL) vom 02.05.2017 
I/B 03 Landschaftsverband Rheinland (LVR-Amt) für Bodendenkmal-

pflege vom 30.03.2017 
I/B 04 Straßen.NRW vom 23.03.2017 
I/B 05 Avea vom 25.04.2017 
 

2. Über die während der erneuten öffentlichen Auslegung eingegangenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der erneuten Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4a Abs. 3 BauGB wird gemäß Beschlussentwurf der Verwaltung (Anlage 
9 zur Niederschrift) entschieden. Die Anlage ist Bestandteil dieses Be-
schlusses. 
 
II/A Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
 
II/A 01  Stellungnahme vom 14.08.2017 
II/A 02 BUND vom 14.08.2017 

 
3. Der Bebauungsplan Nr. 229/III "Steinbüchel - südlich Heinrich-Lübke-

Straße, westlich Von-Knoeringen-Straße", bestehend aus Planzeichnung 
und textlichen Festsetzungen (Anlagen 10 und 11 zur Niederschrift), wird 
gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808), in Verbindung mit  

 

 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), die durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist, 
und 

 der Landesbauordnung (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), Artikel 2 des Gesetzes vom 
20.05.2014 (GV NRW S. 294), in Kraft getreten am 28.05.2014, in 
Verbindung mit der Fassung dieses Gesetzes, verkündet am 
15.12.2016 (GV.NRW.S.1162), teilweise in Kraft getreten am 
28.06.2017, 
sowie 
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 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016 
(GV NRW S. 966), in Kraft getreten am 29.11.2016, 

 
als Satzung beschlossen. 

 
4. Die als Anlage 12 zur Niederschrift beigefügte Satzungsbegründung zum 

Bebauungsplan wird gebilligt.  
 
- einstimmig - 
  

 
55 Kreisverkehr Stauffenbergstraße - Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung 

- m. Anfrage v. 09.10.17 und Stn. v. 13.10.17 
- Nr.: 2017/1766 
  

 Die Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Planung eines einspurigen Kreisverkehrs 
mit zusätzlichem Bypass Stauffenbergstraße – Rennbaumstraße-Ost (Varian-
te 2 aus Vorlage Nr. 2016/0975) in das Arbeitsprogramm 2017/2018 aufzu-
nehmen.  
 
dafür: 24 (OB, 14 CDU, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLIS-

TE, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 13 (1 CDU, 9 SPD, 3 OP) 
Enth.: 3 (1 FDP, 1 DIE LINKE, Rh. Dietrich) 
  

 
56 Leistungserweiterung Rheinisch-Bergischer Kreis auf der Linie 260 - Fortschrei-

bung NVP 
- Nr.: 2017/1821 
  

 Beschluss: 
 
Der Leistungserweiterung des Rheinisch-Bergischen Kreises (RBK) auf der 
Linie 260 zum Fahrplanwechsel Dezember 2017 wird zugestimmt.  
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath übernimmt die Sitzungsleitung. 
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Nachtrags- und Tischvorlagen/-anträge 
  

57 Ausschussumbesetzungen 
- Nr.: 2017/1916 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat wählt: 
 
Bürger- und Umweltausschuss 
lfd. Nr. 9   Mitglied 
    bisher: Kolodziej, Lukas 
    neu: Lührs, Reinhart 
 
lfd. Nr. 9   Vertreter 
    bisher: Lührs, Reinhart 
    neu: Fraustadt, Holger 
 
- einstimmig - 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath hat an der Abstimmung nicht teilgenom-
men. 
  

 
58 Gestaltung Kreisverkehr Ludwig-Erhard-Platz - Medienkugel 

- Änderung der Satzung über die äußere Gestaltung von Vordächern baulicher 
Anlagen sowie Werbeanlagen in Leverkusen-Wiesdorf vom 15.08.1992 
- Nr.: 2017/1915 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath erklärt, dass in z.d.A.: Rat Nr. 6 vom 
05.07.2017 berichtet wurde, dass die Sparkasse Leverkusen eine anteilige 
Vermarktung der Medienkugel mit kommerzieller Werbung anstrebt. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt die Satzung zur 1. Änderung der 
Satzung über die äußere Gestaltung von Vordächern baulicher Anlagen 
sowie Werbeanlagen in Leverkusen-Wiesdorf vom 15.08.1992 (Anlage 13 zur 
Niederschrift) gemäß der Satzungsbegründung zur 1. Änderung der 
vorgenannten Satzung (Anlage 14 zur Niederschrift). 
 
dafür: 30 (OB, 14 CDU, 9 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 1 FDP, 1 Soziale Ge-

rechtigkeit) 
dagegen: 7 (1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 OP, 1 FDP, 1 DIE LINKE, Rh. 

Dietrich) 
Enth.: 3 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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59 Bereitstellung überplanmäßiger Mittel für ambulante und stationäre Hilfen  

gemäß §§ 27 ff SGB VIII 
- Nr.: 2017/1913 
  

 Beschluss: 
 
Bei Innenauftrag 510006150103 – Sachkonten 53 34 00 und 53 35 00 – Fi-
nanzstelle PN0615 (ambulante und stationäre Hilfen gem. §§ 27 ff SGB VIII) 
werden überplanmäßige Mittel in Höhe von 4.000.000 € bereitgestellt. 
 
Deckungsmittel stehen wie folgt zur Verfügung: 
 
Mehrerträge bei 
Innenauftrag:  970016050102 
Finanzstelle:  9700160501 
Sachkonto:  40 13 00 
Finanzposition: 60 13 00 
Bezeichnung: Gewerbesteuer 
 
- einstimmig - 
  

 
60 Einführung eines "Kriminalpräventiven Rates" in Leverkusen 

- Antrag der CDU-Fraktion vom 13.10.17 
- Nr.: 2017/1923 
  

 Da sich im Verlauf der Diskussion ergibt, dass noch Beratungsbedarf zu die-
sem Antrag besteht, schlägt Herr Oberbürgermeister Richrath vor, ihn in den 
nächsten Turnus mit entsprechender Vorberatung und einer Stellungnahme 
der Verwaltung zu vertagen. 
 
Beschluss: 
 
Der Antrag wird in den nächsten Turnus mit entsprechender Vorberatung ver-
tagt. Die Verwaltung erarbeitet eine Stellungnahme. 
 
dafür: 38 (OB, 13 CDU, 9 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜR-

GERLISTE, 3 OP, 2 FDP, 1 Soziale Gerechtigkeit, 1 DIE LIN-
KE, Rh. Dietrich) 

Enth.: 1 (CDU) 
  

 
61 Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG) 

- Erdgasparallelleitung Waldsiedlung 
  

 Herr Bürgermeister Marewski erklärt, dass das Oberverwaltungsgericht die 
Klage der Stadt Leverkusen sowie eine Revision abgelehnt hat. Bis zum 
18.10.17 bestünde nun noch die Möglichkeit, eine Nichtzulassungsbe-
schwerde beim Bundesverwaltungsgericht einzureichen. 
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Herr Dr. Rudersdorf (30) erklärt, dass die Hürden für eine solche Nichtzulas-
sungsbeschwerde sehr hoch sind. Der Beschwerde kann in einem der fol-
genden Fälle stattgegeben werden: 
 
1. Die rechtlichen Fragen haben grundsätzliche Bedeutung. 
 
2. Das Urteil weicht von einer Entscheidung der obersten Bundesgerichte ab. 
 
3. Es liegt ein schwerwiegender Verfahrensmangel vor. 
 
Der von der Verwaltung beauftragte Rechtsanwalt, Dr. Hagmann, empfiehlt 
von einer Nichtzulassungsbeschwerde keinen Gebrauch zu machen. 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) und Rh. Schönberger (CDU) erinnern daran, 
dass der Rat den Betroffenen versprochen habe, alle Rechtsmittel, die mög-
lich sind, auszuschöpfen. Sie sprechen sich daher für die Einreichung einer 
Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundesverwaltungsgericht aus. 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Nichtzulassungsbeschwerde beim Bun-
desverwaltungsgericht einzureichen. 
 
dafür: 22 (13 CDU, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜRGERLISTE, 1 

Soziale Gerechtigkeit, Rh. Dietrich) 
dagegen: 15 (OB, 9 SPD, 3 OP, 2 FDP) 
Enth.: 2 (1 CDU, 1 DIE LINKE) 
  

 
Zusatzanfragen zum Mitteilungsblatt z.d.A.: Rat (ab lfd. Nr. 8/2017) 
  

 Rh. Feister (CDU) bittet die Verwaltung darum, bei Straßen.NRW den Sach-
stand der Baustelle Von-Knoeringen-Straße abzufragen. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath sagt eine Beantwortung über z.d.A.: Rat zu. 
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Herr Oberbürgermeister Richrath schließt die öffentliche Sitzung gegen 20:00 Uhr. 
 
 
 
______________________________ ______________________________ 
Uwe Richrath 
Oberbürgermeister 
Sitzungsleitung 
TOP 1 - 18 und 57 - 61 

Bernhard Marewski 
Bürgermeister 
Sitzungsleitung 
TOP 19 - 30 

 
 
 
______________________________ ______________________________ 
Eva Lux 
Bürgermeisterin 
Sitzungsleitung 
TOP 31 - 46 

Gerhard Wölwer 
Bürgermeister 
Sitzungsleitung 
TOP 47 - 56 

 
 
 
______________________________ 
Carsten Scholz 
Schriftführer 
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